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INFORMATION 

 
EICHRECHTLICHE GRUNDLAGEN BEI DER ABGABE VON WASSERSTOFF AN DRITTE 

 
Anwendungsbereich: 
 
Dieses Positionspapier gilt für die Beladung an Ladestellen von Wasserstoff an Dritte in Trailer/MEGC/UN 
portable tanks in Deutschland. 
 
Die Gesetzliche Grundlage zur Verwendung von Messgeräten ergibt sich aus dem "Mess- und Eichgesetz 
– MessEG" und der "Mess- und Eichverordnung – MessEV". 
 
Das MessEG unter §1 Ziffer 1 und §4 Absatz 1 oder 2 in Verbindung mit den §1 der Mess-EV regelt die 
Anwendung dieses Gesetzes und der dazugehörenden Mess-Verordnung.  
 
Der § 2 Ziffer 1 des Mess- und Eichgesetzes konkretisiert in der Allgemeinen Begriffsbestimmung, dass 
jegliche Abgabe eines Produkts im Rahmen einer Geschäftstätigkeit betroffen ist. Das heißt in unserem 
konkreten Fall auch die Verladung von gasförmigem Wasserstoff. Relevant für neue Messgeräte ist 
darüber hinaus die Definition des Inverkehrbringens unter § 2 Ziffer 7 (erstmalige Bereitstellung). Die 
Regelung selbst steht in § 6 Abs. 1 ff. MessEG: (im geschäftlichen Verkehr verwendete) Messgeräte dürfen 
nur in Verkehr gebracht werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen (siehe § 6 Abs. 2 MessEG) erfüllt 
sind. § 6 Abs. 2 verweist dann über die Ermächtigung in § 30 Nr. 1 MessEG auf die MessEV. 
 
In der MessEV wird wiederum in § 7 Absatz 1 Satz 3 auf die wesentlichen Anforderungen in Anlage 2 
MessEV verwiesen. 
 
Das Mess- und Eichgesetz in Verbindung mit der Mess- und Eichverordnung sieht für die Befüllung von 
Trailern/MEGC/UN portable tanks keine Ausnahmemöglichkeiten vor bzw. diese sind nichtzutreffend. 
Aus den aufgeführten gesetzlichen Grundlagen ist eine Verladung nur mit einem geeichten 
Mengenmessgerät gesetzeskonform auszuführen. 
 
Fazit: 
Die Abgabe von Wasserstoff an Dritte sind grundsätzlich die deutschen eichrechtlichen Belange zu 
berücksichtigen und entsprechende Messsysteme zu verwenden. 
 
 
Anhang „Fundstellen“        Stand 19.09.2023 
 
Die für den Anwendungsbereich relevanten Fundstellen sind farblich hinterlegt. 
MessEG 
§ 1 Anwendungsbereich des Gesetzes 
Dieses Gesetz ist anzuwenden auf 
1. Messgeräte und sonstige Messgeräte, soweit sie in einer Rechtsverordnung nach § 4 Absatz 1 oder 2 
erfasst sind, 
 
§ 2 Allgemeine Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieses Gesetzes und der auf seiner Grundlage ergangenen Rechtsverordnungen sind die 
folgenden Begriffsbestimmungen anzuwenden: 
1. Bereitstellung auf dem Markt ist jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts zum 
Vertrieb, Verbrauch oder zur Verwendung auf dem Markt der Europäischen Union im Rahmen einer 
Geschäftstätigkeit, 
§ 4 Verordnungsermächtigungen 
(1) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Gewährleistung der Messrichtigkeit und Messbeständigkeit 
1. beim Erwerb messbarer Güter oder Dienstleistungen zum Schutz der Verbraucherinnen und 
Verbraucher, 
2. im geschäftlichen Verkehr zum Schutz des lauteren Handelsverkehrs sowie 
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3. im amtlichen Verkehr und bei Messungen im öffentlichen Interesse, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates diejenigen Messgeräte näher zu bestimmen, die vom Anwendungsbereich 
dieses Gesetzes erfasst sind. Dabei kann die Bundesregierung auch die Begriffe "amtlicher Verkehr" und 
"Messungen im öffentlichen Interesse" nach Satz 1 Nummer 3 näher bestimmen. 
Rechtsverordnungen nach Satz 1 können auch zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Union 
erlassen werden. 
(2) Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur Umsetzung von Rechtsakten der Europäischen Union durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates sonstige Messgeräte näher zu bestimmen. 
 
§ 6 Inverkehrbringen von Messgeräten 
(1) Vorbehaltlich des Unterabschnitts 4 dürfen Messgeräte nur in Verkehr gebracht werden, wenn die in 
den Absätzen 2 bis 5 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 
(2) Messgeräte müssen die wesentlichen Anforderungen erfüllen; dies schließt die Einhaltung der 
Fehlergrenzen ein. Wesentliche Anforderungen im Sinne von Satz 1 sind diejenigen Anforderungen,  
1.die in der Rechtsverordnung nach § 30 Nummer 1 festgelegt sind oder 
2.die einzuhalten sind, um dem Stand der Technik zur Gewährleistung richtiger Messergebnisse und 
Messungen zu entsprechen, sofern in der Rechtsverordnung nach § 30 Nummer 1 keine näheren 
Festlegungen getroffen sind. 
(3) Zum Nachweis, dass ein Messgerät die wesentlichen Anforderungen im Sinne des Absatzes 2 erfüllt, 
muss eine in einer Rechtsverordnung nach § 30 Nummer 3 festgelegte Konformitätsbewertung erfolgreich 
durchgeführt worden sein und eine Konformitätserklärung vorliegen. Die Konformitätserklärung muss den 
Anforderungen der Rechtsverordnung nach § 30 Nummer 3 entsprechen. 
(4) Die Konformität eines Messgeräts muss durch die in einer Rechtsverordnung nach § 30 Nummer 4 
bestimmten Kennzeichen bestätigt sein. 
(5) Das Messgerät muss mit den in einer Rechtsverordnung nach § 30 Nummer 4 bezeichneten 
Aufschriften zur näheren Bestimmung des Geräts und des Herstellers oder Einführers versehen sein. 
 
§ 30 Verordnungsermächtigung  
 
Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates zur 
Gewährleistung der Messrichtigkeit, Messbeständigkeit und Prüfbarkeit, auch zur Umsetzung von 
Rechtsakten der Europäischen Union Folgendes näher zu bestimmen:  
 

1. die wesentlichen Anforderungen an Messgeräte im Sinne des § 6 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 im 
Rahmen des vorgesehenen Verwendens in Form von allgemeinen Vorgaben für Messgeräte und, 
soweit europarechtlich erforderlich, in Form von gerätespezifischen Vorgaben; dabei können auch 
Regelungen getroffen werden über Sicherungen des Messgeräts zum Schutz vor einem 
unbefugten Zugriff Dritter auf Messwerte,  

2. die dem Messgerät für die Verwendung in deutscher Sprache beizufügenden Informationen,  
3. die Anforderungen an die Konformitätsbewertung im Sinne des § 6 Absatz 3, deren Durchführung 

einschließlich der Festlegung der dafür zu erstellenden technischen Unterlagen, die Zuordnung Ein 
Service des Bundesministeriums der Justiz sowie des Bundesamts für Justiz ‒ www.gesetze-im-
internet.de - Seite 19 von 35 - der Messgeräte zu den einzelnen Verfahren der 
Konformitätsbewertung sowie den Inhalt von Konformitätserklärungen,  

4. die Kennzeichnung der Messgeräte und den Inhalt von Aufschriften auf Messgeräten im Sinne von 
§ 6 Absatz 4 und 5 und § 9; soweit Angaben auf Messgeräten auf Grund deren Größe nicht 
möglich sind, können andere Formen der Informationsangabe festgelegt werden,  

5. die Anforderungen an Konformitätsbewertungsstellen einschließlich näherer Regelungen über die 
Verpflichtung zum Abschluss einer Haftpflichtversicherung nach § 15 Absatz 8, insbesondere zum 
Umfang des notwendigen Versicherungsschutzes, den der Versicherungsvertrag zu gewähren hat, 
und zur Mindestversicherungssumme je Versicherungsfall sowie zu zulässigen 
Risikoausschlüssen,  

6. die Anforderungen an die EG-Bauartzulassung und die EG-Ersteichung von Messgeräten, 
einschließlich Vorschriften über Kennzeichen und Aufschriften auf den Messgeräten sowie die von 
diesen Vorschriften erfassten Messgeräte 
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§ 35 Ausnahmen für geschlossene Grundstücksnutzungen 
(1) Verwendet ein Vertragspartner Messgeräte im Rahmen geschäftlicher Zwecke zur Ermittlung 
leitungsgebundener Leistungen unter gleichbleibenden gewerblichen Vertragspartnern, kann er bei der 
nach Landesrecht zuständigen Behörde schriftlich beantragen, für diese Messgeräte von den Regelungen 
des Gesetzes befreit zu werden, wenn 
1. die anderen Vertragspartner ihr Einverständnis zu der Befreiung erklärt haben und 
2. sich die Betriebsstätten der Vertragspartner auf derselben räumlich abgegrenzten Fläche befinden. 
(2) Die zuständige Behörde hat die Befreiung zu erteilen, wenn die Vertragspartner schriftlich bestätigt 
haben, dass 
1. sie mit der Befreiung von den Regelungen des Gesetzes einverstanden sind; in der Erklärung sind die 
Art der vertraglichen Leistung sowie die Messgeräteart, auf die sich die Befreiung bezieht, näher zu 
bezeichnen, 
2. ein Qualitätssicherungssystem zur Gewährleistung richtiger Messungen besteht, das den anerkannten 
Regeln der Technik entspricht, 
3. die Vertragspartner jederzeit Zugang zum Messgerät haben und 
4. zwischen den Vertragspartnern ein Verfahren zum Vorgehen bei fehlerhaften Messungen vereinbart ist. 
(3) Die Befreiung ist auf einen Zeitraum von fünf Jahren zu befristen. Eine erneute Befreiung ist zulässig. 
(4) Einem Vertragspartner darf kein Nachteil entstehen, sofern er sein Einverständnis nicht erklärt. Die 
Weitergabe von Kosteneinsparungen bleibt hiervon unberührt. 
 
 
§ 36 Ausnahmen für bestimmte Verwendungen 
Die Pflichten dieses Unterabschnitts sind nicht anzuwenden, soweit in der Rechtsverordnung nach     § 41 
Absatz 1 Nummer 5 Ausnahmen für einzelne Verwendungen bestimmt sind. Ausnahmen können bestimmt 
werden, wenn das Schutzbedürfnis der von der Messung Betroffenen dies rechtfertigt. Dies ist 
insbesondere der Fall, wenn 

1. davon ausgegangen werden kann, dass die von der Messung unmittelbar Betroffenen 
wirtschaftlich gleichwertig sind und über die erforderliche Kompetenz zur Durchführung von 
Messungen und zur Bewertung der Messergebnisse verfügen, 

2. in anderen Vorschriften als nach den Bestimmungen dieses Gesetzes und der auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung sichergestellt ist, dass das Verwenden der Messgeräte zu 
einer zutreffenden Bestimmung von Messwerten führt oder 

3. bei einem amtlichen Verwenden von Messgeräten die Messrichtigkeit nicht von Bedeutung ist 
  



 
  

 
 

Seite: 4 – EICHRECHTLICHE GRUNDLAGEN BEI DER ABGABE VON WASSERSTOFF AN DRITTE 
 

4 
 

 
MessEV 
§ 1 Anwendungsbereich für Messgeräte und Teilgeräte 
(1) Das Mess- und Eichgesetz vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2722) in der jeweils geltenden Fassung und 
diese Verordnung sind auf Messgeräte anzuwenden, die zu den in Absatz 2 und Absatz 3 genannten 
Zwecken 
verwendet werden sollen, und die zumindest eine der folgenden Messgrößen bestimmen sollen: 
1. Länge oder Kombinationen von Längen zur Längen- oder Flächenbestimmung, 
2. Masse, 
3. Temperatur, 
4. Druck, 
5. Volumen, 
6. Messgrößen bei der Lieferung von Elektrizität, 
7. Wärmemenge (Wärme und Kälte in Kreislaufsystemen), 
8. Dichte oder Massenanteil oder Massenkonzentration oder Volumenkonzentration von Flüssigkeiten, 
9. Dichte oder Massenanteil oder Massenkonzentration oder Volumenkonzentration von anderen Medien 
als 
Flüssigkeiten, sofern dadurch Folgendes bestimmt werden soll: 
a) der Feuchtegehalt von Getreide und Ölfrüchten, 
b) die Schüttdichte von Getreide, 
c) der Atemalkoholgehalt, 
d) der Fettgehalt von Milcherzeugnissen, 
e) der Muskelfleischanteil von Schweineschlachtkörpern, 
10. sonstige Messgrößen bei der Lieferung von strömenden Flüssigkeiten oder strömenden Gasen, 
11. Schalldruckpegel und daraus abgeleitete Messgrößen, 
12. Messgrößen im öffentlichen Verkehr, sofern dies folgenden Zwecken dient: 
a) der amtlichen Überwachung des öffentlichen Verkehrs, 
b) der Ermittlung des Beförderungsentgelts in Taxen, 
c) der Ermittlung des Entgelts bei Mietkraftfahrzeugen, wenn das Entgelt nach gefahrener Wegstrecke 
berechnet wird, 13. Dosis ionisierender Strahlung, sofern es sich um die nachfolgend genannten 
Messgeräte zur Ermittlung der Dosis durch Photonenstrahlung handelt, der Energienenngebrauchsbereich 
der Messgeräte ganz oder teilweise in den Photonenenergiebereich von 0,005 bis 7 Megaelektronvolt fällt 
und der Messbereich zur Ermittlung der Dosis ionisierender Strahlung ganz oder teilweise innerhalb der 
nachfolgenden Grenzen liegt: 
a) Personendosimeter zwischen 10 Mikrosievert und 10 Sievert zur Bestimmung der Personendosis, 
b) ortsveränderliche Ortsdosimeter zwischen 0,1 Mikrosievert durch Stunde und 10 Sievert durch 
Stunde zur Bestimmung der Ortsdosisleistung und zwischen 0,1 Mikrosievert und 10 Sievert zur 
Bestimmung der Ortsdosis, 
c) ortsfeste Ortsdosimeter zwischen 0,1 Mikrosievert durch Stunde und 100 Sievert durch Stunde zur 
Bestimmung der Ortsdosisleistung und zwischen 0,1 Mikrosievert und 10 Sievert zur Bestimmung 
der Ortsdosis, 
d) Diagnostikdosimeter zwischen 1 Mikrogray und 0,3 Gray zur Bestimmung der Luftkerma und 
zwischen 0,1 Mikrogray durch Sekunde und 10 Milligray durch Sekunde zur Bestimmung der 
Luftkermaleistung oder oberhalb von 5 Mikrogray mal Meter zur Bestimmung des Luftkerma- 
Längenprodukts. 
(2) Die in Absatz 1 Nummer 1 bis 12 genannten Messgeräte unterfallen vorbehaltlich des Satzes 2 dem 
Mess- und Eichgesetz und dieser Verordnung, wenn sie bestimmt sind 
1. zur Verwendung im geschäftlichen oder amtlichen Verkehr, 
2. zur Bestimmung der Masse bei Analysen in medizinischen Laboratorien, 
3. zur Bestimmung der Masse, des Volumens, des Drucks, der Temperatur und der Dichte bei 
a) der Herstellung von Arzneimitteln in Apotheken auf Grund ärztlicher Verschreibung oder 
b) Analysen in pharmazeutischen Laboratorien, 
4. zur Bestimmung der Masse bei der Ausübung der Heilkunde beim Wiegen von Patienten aus Gründen 
der ärztlichen Überwachung, Untersuchung und Behandlung oder 
5. zur Bestimmung des Reifendrucks von Kraftfahrzeugreifen in Betrieben des Kraftfahrzeuggewerbes oder 
an Tankstellen und Kraftfahrzeugpflegestellen, soweit diese der Allgemeinheit zugänglich sind. 
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Messgeräte zur Bestimmung der Temperatur oder des Drucks im geschäftlichen Verkehr unterfallen dem 
Mess- und Eichgesetz und dieser Verordnung nur, wenn die Bestimmung der Temperatur oder des Drucks 
der Ermittlung anderer Messgrößen dient. 
 
§ 5 Vom Anwendungsbereich ausgenommene Verwendungen 
(1) Auf Messgeräte oder Messwerte, die im geschäftlichen Verkehr verwendet werden, sind das Mess- und 
Eichgesetz und diese Verordnung nicht anzuwenden. 
 
§ 6 Begriffsbestimmungen 
Im Sinne dieser Verordnung sind die folgenden Begriffsbestimmungen anzuwenden: 
1. amtlicher Verkehr ist jede von einer Behörde oder in ihrem Auftrag zu öffentlichen Zwecken 
vorgenommene Handlung, die auf eine Rechtswirkung nach außen gerichtet ist; der amtliche Verkehr 
umfasst auch die Erstattung von Gutachten für staatsanwaltschaftliche oder gerichtliche Verfahren oder in 
Schiedsverfahren, 
2. Baumuster eines Messgeräts ist ein für die geplante Produktion repräsentatives Muster des betreffenden 
Messgeräts, 
3. Direktverkauf ist ein Rechtsgeschäft, bei dem der Messwert Grundlage für den zu zahlenden Preis ist, es 
sich mindestens bei einer der betroffenen Parteien um einen Verbraucher oder eine andere Partei handelt, 
die eines vergleichbaren Schutzes bedarf, und alle von dem Geschäftsvorgang betroffenen Parteien das 
Messergebnis an Ort und Stelle anerkennen, 
4. Einflussgröße ist eine Größe, die nicht die Messgröße ist, jedoch das Messergebnis beeinflusst, 
5. Fertigungsphase ist der Prozess der Herstellung eines für das Inverkehrbringen bestimmten Messgeräts 
bis zum Inverkehrbringen, 
6. geschäftlicher Verkehr ist jede Tätigkeit, die nicht rein privater, innerbetrieblicher oder amtlicher Natur 
ist, sofern dabei Messwerte ermittelt oder verwendet werden, die geeignet sind, den wirtschaftlichen Wert 
einer Sache oder einer Dienstleistung näher zu bestimmen, 
7. Grenzwert ist der Wert, bis zu dem sich das Messergebnis durch Einwirken einer Störgröße verändern 
darf. 
 
§ 7 Allgemeine wesentliche Anforderungen und Feststellung der Einhaltung von Fehlergrenzen 
(1) Messgeräte müssen 
1.   unter Berücksichtigung der für ihre Verwendung vorgesehenen Umgebungsbedingungen die 
Fehlergrenzen 
einhalten, die in den gerätespezifischen Anforderungen nach § 8 festgelegt sind; sind Fehlergrenzen nicht 
ausdrücklich bestimmt, müssen Messgeräte eine Fehlergrenze einhalten, die dem Stand der Technik unter 
Berücksichtigung der vorgesehenen Nutzungsdauer und der zu erfüllenden Messaufgabe entspricht, 
2.   im Hinblick auf den vorgesehenen Verwendungszweck geeignet, zuverlässig und messbeständig sein, 
3.   gegen Verfälschungen von Messergebnissen geschützt sein, 
4.   die Messergebnisse in geeigneter Form darstellen und gegen Verfälschung gesichert verarbeiten, 
5.   prüfbar sein. 
 
Die Fehlergrenzen sind, sofern nicht anders bestimmt, für jede relevante Einflussgröße zu überprüfen. 
Einzelheiten zu Umgebungsbedingungen, die Anforderungen von Satz 1 und das Verfahren nach Satz 2 
sind in 
der Anlage 2 festgelegt. 
 
(2) Absatz 1 ist nicht anzuwenden für nichtselbsttätige Waagen. 
 
(3) Teilgeräte und Zusatzeinrichtungen haben den Anforderungen nach Absatz 1 zu genügen, die für ihre 
Funktionalität maßgeblich sind. 
 
(4) (weggefallen) 


